Wir gedenken heute der Menschen, die Widerstand gegen die Nazis leisteten und die von diesem Regime ermordet wurden und hier begraben liegen. Sie waren Antifaschisten in einer Zeit, in der ihre Haltung für sie Verfolgung, Entrechtung, Folter, Inhaftierung und den Tod bedeuteten.
Wenn wir heute als Antifaschist:innen ihrer gedenken, dann blicken wir dabei nicht nur zurück, sondern auch in die Gegenwart. Antifa wird heute von den Rechten als Schimpfwort benutzt, ja, man versucht, diese Haltung zu kriminalisieren. Auch die Nazis diffamierten ihre Gegner:innen als „Verräter:innen“, „Kriminelle“ oder „Asoziale“. Und doch gibt es einen wichtigen Unterschied: Heute können wir Antifaschist:innen noch handeln, können legalen Widerstand leisten. Und wir sehen vieles, wogegen es Widerstand zu leisten gilt: autoritäre Regime, kriegerische Auseinandersetzungen und den Aufstieg der extremen Rechten in vielen Ländern.
In Sachsen-Anhalt steht eine solche Partei kurz davor, die Landesregierung zu übernehmen. Wenige Tage nach der Wahl schlägt Ulrich Siegmund vor, für die „Remigration“ Kriegswaffen zu kaufen. Diese „Remigration“ ist für Siegmund und die AfD mehr als Abschiebungen: Sie treffe „[…] alle Menschen, die keinen Beitrag leisten wollen“. Die AfD macht hier eine klare Unterscheidung zwischen Menschen, die aus ihrer Sicht „wertvoll“ sind, und jenen, die nicht in ihr sozialdarwinistisches Weltbild passen. Während nach innen gehetzt wird, deutet Siegmund sein Wahlergebnis außenpolitisch „als eine klare Botschaft für Frieden“. Den autoritären Herrscher Russland wird es freuen, dies von der AfD zu hören.
Friedenspolitik können wir jedoch von Putin und seinen Freunden nicht erwarten, nein, sie werden aufrüsten und Menschen in sinnlosen Kriegen verheizen. Hilft es dagegen, selbst aufzurüsten und den Sozialstaat noch weiter abzubauen? Ich denke nicht. Aufrüstung wird immer mit der Logik des Stärkeren begründet und der Auffassung, dass Krieg zur Natur des Menschen gehöre. Dieser falsche Realismus, wie Papst Leo XIV. diese Ideologie nennt, führt zu Sozialstaatsabbau und zu einer Situation, in der viele junge Menschen die Bundeswehr als attraktive Option wahrnehmen, er erzeugt ein Klima, das junge Menschen in die Bundeswehr drängt. Und wenn es dennoch nicht genügt, dann zwingt man Menschen in Uniform, die vermeintlichen äußeren „Feinde“ zu bekämpfen.
Die inneren „Feinde“ werden von den Autoritären mit Polizei und Geheimdiensten bekämpft. Deshalb war eine Lehre aus dem Nationalsozialismus, dass es keine Geheimpolizei geben darf. Angesichts der Bedrohung durch die extreme Rechte ist es gefährlich und verantwortungslos, eine Geheimdienstreform zu betreiben, die dem Verfassungsschutz und dem BND Befugnisse gibt, die bisher der Polizei unter richterlicher Kontrolle vorbehalten waren. Diese Fähigkeiten sollte niemand haben, egal, wer Innenminister:in ist.
All das muss nicht als Faschismus bezeichnet werden. Doch es gilt für Antifaschist:innen, dagegen zu protestieren.
Die hier Bestatteten leisteten Widerstand, unter großer Gefahr. Gegen eine deutsche Mordmaschinerie, die Millionen Menschen tötete. Wir haben heute das Recht, zu demonstrieren, nicht zuzustimmen und Gegenwehr zu leisten.
Wir haben nicht „5 vor 1933“, denn Geschichte wiederholt sich nicht einfach. Wir steuern jedoch auf eine Zukunft zu, die ihre eigenen Schrecken in Form von Sozialabbau, autoritären Regimen, Remigration und automatisierten Kriegen bereithält. Umso mehr müssen wir uns dagegen wehren, solange wir es noch können.
